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Zeitpunkt

Die deutſche Abordnung iſt unter Führung des Kanz
lers ohne ſpnderliche Erwartungen nach Genf gegangen
Auch die öffentliche Meinung war von vornherein eſſi
miſtiſch eingeſtellt und verſorach ſich keinerlei greiſbare
Ergebniſſe von den Verhandlungen, die nun formell be
ginnen ſollten, nachdem Botſchafter von Hoeſch und Dr.
Streſemann bei ſeiner Anweſenheit in Paris ſie einge
itet hatten. Das iſt inſofern nicht ganz unweſentlich,

weil keinerlei Enttäuſchung zum Ausdruck gebracht wird,
die immer etwas Läſtiges und Gefährliches für die Poli
t an ſich hat, zu der man ſich folgerichtig Jahre hindurch
elennt. Nur in einer Beziehung gab es eine peinliche
eberraſchung. Es war die Rede des franzöſiſchen Außen
iniſters die ſich nicht nur ſachlich ſcharf und abweiſend
eegen die deutſche Auffaſſung abhob, ſondern auch mit ihrer
erſönlichen Zuſpitzung verletzen mußte. Die Pariſer Preſſe
indet mit Ausnahme weniger Blätter die Erklärung
Briand zur Abrüſtungsfrage ausgezeichnet. Ein Blick aber

u die hervorragendſten Zeitungen des Auslandes, na
mentlich der engliſchen wird wohl Briand inzwiſchen dar
ber belehrt haben, daß die Weltmeinung nicht auf ſeiner

a Seite ſteht und daß man namentlich die Seitenhiebe gegen
Hermann Müller als überflüſſig und ſtörend empfindet. Daß
bir in der Abrüſtung nicht ſofort Erſolge aufweiſen würden,

uch wenn Deutſchland viel pointierter auftrat als früher,
war jedem Einſichtigen klar. Darauf kam es auch nicht
an. Es mußte nur einmal unſere Stellungnahme klar um
ſchrieben werden weil das für die Zukunft von ausſchlag-
gebender Bedeutung ſein kann.

Die Räumung
Es mag durchaus zutreffen, daß auf deutſcher Seite

taktiſche Ungeſchicklichkeiten begangen worden ſind. Das

eſen, nicht erſt mit den Franzoſen allein zu verhandeln,
dern ſich ſofort an alle beteiligten Mächte zu wenden

e in Genf iſt ſehr glatt Vielleicht wäre es richtiger

an iſt ja bekanntlich immer klüger, wenn man vom Rat
haus kommt. Entſcheidend kann es nicht ſein. Iſt es auch

gar nicht. Die Vorbeſſorechungen haben ja bereits gezeigt,
daß ſich zwei Theſen gegenüber ſtehen. Namentlich in der
Beratung der ſechs Mächte man hat auch Japan in letzter

nde zugezogen traten ſie unvermittelt einander gegen
über. Deutſchland beruft ſich auf den Artikel 432 des Ver
ſgiller Vertrages wonach die Räumung vorzeitig zu er

ſolgen hat, wenn wir den guten Willen zeigen, unſere
Verpflichtungen zu erfüllen. Dieſe Anſchauung iſt auch in
dem Notenwechſel vor Locarno unbeſtritten zum Ausdruck
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gelommen und wurde noch kürzlich von Lloyd George in
ſäner Unterhausrede als richtig bezeichnet. Sie ſtimmt
t dem überein, was bei den Beratungen über den Frie
densvertrag ſelbſt allſeitig ausgeſprochen wurde. Frankreich
hingegen bezeichnet die Beſatzung als ein Pfand für die
Sicherheit und für die Reſparationsleiſtungen. Beides iſt

ſalſch. Vielleicht nicht einmal formal aber ſachlich Jm
Dowesblan ſind ausdrücklich alle Sanktionen abgelehnt wor
den. Jm Grunde genommen iſt auch eine Fortdauer der
Beſatzung nicht anderes als eine Sanktion, als ein Druck

mittel, um Deutſchland zu r anzuhalten, während
ja gerade das Weſen des Dawesſlanes darin beſtand, dieſe
Frage aus der Politik herauszunehmen und dorthin zu
überweiſen, wohin ſie gehört, in die Wirtſchaft. Eine
Sicherheit aber iſt überflüſſig, nachdem Deutſchland in den
Wearno Verträgen auf jede gewaltſame Abänderung ſeiner
Grenzen verzichtet hat. Entweder genügen ſie, oder man
wagt ſich vergebens, wozu dann feterlich dieſe Akte voll

dogen wurden.

Die Verquickungſittageſſ
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werden. Petit Pariſienne behauptet,
Der Konferenz am Dienstag einen Plan vorgelegt, der von

Hermann Müller hat bei den Beſprechungen den deut
ſchen Rechtsſtandpunkt gewahrt. Das war unbedingt er
ſorderlich, nachdem durch die ſehr geſchickte franzöſiſche Agi
kation die deabſichtigte Verwirrung geſtiftet wurde. Seloſt

i verſtändlich kann man von ihm abweichen, nur muß das
dann als ein Entgegenkommen angeſehen werden. So ähnlich
hat es Streſemann bei ſeiner Unterredung mit Poincaré

dargeſtellt. Deutſchland entzieht ſich nicht einer freiwilligen
Mitarbeit an der Regelung der internationalen Schulden

fragen und iſt auch bereit, die Vermittlung zwiſchen den
Alliierten und den Vereinigten Staaten zu übernehmen.
Aber das iſt ein Zugeſtändnis, wenn natürlich auch im eige

en JIntereſſe, und hat mit der Räumungefrage nicht das
Mindeſte zu kun. An ſich müſſen beide getrennt behandelt

der Kanzler habe in

allen anderen als ungenügend verworfen wurde. Wir wiſ
ß en darüber noch nichts, halten aber dieſe Darſtellung für
Dürchaus glaubwürdig. Deutſchland zeigt eben ſeine Ge
meigtheit, über die Reharationen zu verhandeln, kann

ber nicht die Befreiung des Rheinlandes von dem Erfolg
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ſolcher Bemühungen abhängig machen, denn das würde im
Grunde nur bedeuten, daß wir auf dieſem Umwege doch in
die Verquickung einwilligen. Wo hier ein Kompromiß ge
funden wird, läßt ſich heute noch nicht überſehen Es
zu ſuchen, wird die Aufgabe der nächſten Monate ſein.
Während der Tagung des Völkerbundes wird die Löſung
vermutlich nicht gefunden werden.

Die Abrüſtung
In der franzöſiſchen Delegation und dementſprechend

in der franzöſiſchen Preſſe herrſchte grötßes Erſtaunen,
als der Kanzler ſeinen Vorſtoß in der Vollverſammlung
unternahm. Dabei war das ſchon von Streſemann in einer
Märzſitzung des Reichstages angekündigt worden. Es iſt
natürlich möglich, daß die Worte Hermann Müllers ſchär
fer ausfielen, weil die Verhandlungen bis dahin über die
Räumung ergebnislos verkaufen waren, aber an ſich haben

beide Fragen auch nichts miteinander zu tun Wenn in ein
zelnen Blättern geſagt wird, der Reichsaußenminiſter wäre
vielleicht vorſichtiger geweſen, ſo iſt das denkbar, nur darf
man nicht überſehen, daß Müller als Sozialdemokrat dieſe
Frage nicht als eine außenpolitiſche betrachtet, ſondern als
eine internationale Programmforderung ſeiner Partei, die
ſie in allen Ländern mit gleicher Zähigkeit vertritt. Daß
PaulBoncour dabei eine unrühmliche Ausnahme macht,
ändert an der Einſtellung der Sozialiſten nichts. Es war
auch dringend notwendig, daß hier einmal offen geſprochen
wuürde, nachdem die Kommiſſionen des Völkerbundes kei
nen Schritt vorwärts gekommen ſind, und der Wille zur
Sabotage allzu deutlich in die Erſcheinung getreten iſt. Ein
zelne Wendungen des Kanzlers ſoll Briand übel vermerkt
haben. Namentlich die von dem doppelten Geſicht der inter
nationalen Politik. Trifft das zu, ſo wäre es e
denn dieſe Ware war eVölkerbund, nicht gegen eine einzelne Macht Und gegen

die Verſchleppungstaktik vieler Staaten, unter denen aller
dings Frankreich eine hervorragende Rolle ſpielt. Briand
hat ſich dann eben einen Schuh angezogen, der ihm paßte
Zu ſeiner Heftigkeit lag kein Anlaß vor. Wir beklagen ſie,
weil dadurch ſein Lebenswerk gefährdet wird. Er iſt der
Mann der Verſtändigung, einer ihrer Urheber und einer
ihrer wichtigſten Träger. Daß er dabei nicht Freundes
ſtaaten zählen kann, hat ihm ja wohl inzwiſchen die Rede
Lord Cushenduns gezeigt, der zwar jede Kritik vermied,
aber doch abrückte.

Verſtändigungspolitik?
Es iſt nicht überraſchend, daß ſofort die Frage aufge

worfen wird, ob die bisherige Politik weiter fortgeſetzt
werden kann, ob es überhaupt einen Sinn hat, in der
gleichen Richtung tätig zu bleiben. Die Antwort kann nur
ein glattes Ja ſein. All die Kritiker überſehen, daß ſie
uns bisher keinen ernſthaften Vorſchlag machen konten,
der auch nur der Erwägung Wert geweſen wäre. Eine
Anlehnung an Rußland iſt ausgeſchloſſen. Einmal bedeutet
die bolſchewiſtiſche Propaganda, die nicht aufgegeben wor
den iſt, eine dauernde Geſahr, ſo dann verfügen auch die
Sowjets über keinerlei Machtmittel. Jhre Stbßtraſt reicht
für eine Offenſive beſtimmt nicht aus. Dabei wollen wir
die neuen Meldungen über eine weit verzweigte und bedenk
liche Verſchwörung in der ruſſiſchen Armee nicht einmal in
Betracht ziehen. Eurova kann nur ſeinen Wiederaufbau mit
Erfolg betreiben, wenn es zur Einigung gelangt. Gelegent
liche Mißerfolge dürfen dieſe klare Erkenntnis nicht ver
ſchleiern

Deutſchnationale Agitation
Sobald die erſten Nachrichten über die Rede Briands

eintrafen, meldete ſich auch ſchon die deutſchnationgle
Preſſeſtelle zum Wort. Sie verlangte nicht mehr und nicht
weniger, als daß man die notwendigen Folgerungen aus
ihr ziehe, was doch nur heißen kann, daß man einen
Kurswechſel vornimmt. Beſonders erheitern dürfte dabei,
daß man plötzlich für die Ehre des Kanzlers beſorgt war,
den man immer bekämpft hatte und dem man noch bei
der Uebernahme ſeines Poſtens vorwarf, er habe kein Ge
fühl für deutſche Würde, da er ſeinerzeit den Friedensver
trag unterzeichnet hätte. Das war etwas dick aufgetragen.
Mit Recht werden die Deutſchnationalen daran erinnert
daß ſie ja im Kabinett Marx die Schleiſung unſerer Oſt
feſtungen durchgeführt haben, obwohl das doch eigentlich
weit mehr gegen den nationalen Ehrbegriſf verſtieß als
die Entgleiſungen des franzöſiſchen Mintiſters, die ja nur
in Worten und nicht in Taten wie damals beſtanden. Daß
damit die Einheitsfront zerriſſen wird, ſtört dieſe „natio
nalen“ Kreiſe nicht im mindeſten, und dabei haben ſie, als
ſie an der Macht waren, nicht den leiſeſten Verſuch unter
nommen, die ihnen ſo gefährlich erſcheinende Außenpolitik
irgendwie zu beeinfluſſen
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Panzerkreuzer A
Man ſoll die grundſätzlichen Erörterungen über den

Bau des Panzerkreuzers beiſeite laſſen. Die Entſcheidung
darüber iſt ſehr ſchwer. Es kann ſehr viel dagegen geſagt
werden und man kann darüber im Zweiſel ſein, ob auch
nur jene Auffaſſung zutrifft, daß wir die Zugeſtändniſſe
des Verſailler Vertrages ausſchöpfen müſſen oder daß man
gerade für die Abrüſtung ſich nicht von vornherein jeder
Waffe begeben ſoll. Darauf kommt es in dieſem Augenblick
nicht an. Bei den Verhandlungen über den Haushalt wird
ja darüber noch geſprochen werden müſſen. Aber eines muß
mit aller Beſtimmtheit geſagt werden. Dieſe ganze Geſchichte
lohnt keine innere Kriſe, deren Folgen heute nicht abzu
ſchätzen ſind. Wäre es zu einem Rücktritt der ſozialdemo
kratiſchen Miniſter gekommen, ſo hätte, da eine Neubildung
der Regierung auf anderer Vaſis nicht möglich iſt, die Auf
löſung mit Neuwahlen erfolgen müſſen. Die Sozialdemo
kratie hätte zweifellos ſchwere Verluſte an die Kommuniſten
erlitten. Das jedoch wäre nicht nur für die Konſolidierung,
des Reiches Und der Wirtſchaftsverhältniſſe geradezu ver
hängnisvoll geworden, ſondern hätte auch angeſichts der
ſchlechten Konjunktur und der ſteigenden Zahl der Erwerbs
loſen erhebliche Gefahren heraufbeſchworen. Hinzu kommt,
daß wahrſcheinlich die Zerſplitterung weiter gegangen wäre.
Gerade wer eine Demokratiſierung des Staatsweſens er
ſtrebt, wird das für ein Unglück halten. Deshalb iſt das
taktiſche Geſchick der Sozialdemokraten reſtlos anzuerkennen.
Der Parteigusſchuß hat die Haltung der Miniſter mißbilligt

und ſich gegen den Kreuzer ausgeſprochen, was ſein gutes
Recht iſt. Aber er wollte von einer Kriſe nichts wiſſen,
Er hat auch ſich einſtimmig gegen das kommuniſtiſche
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Plötzlich und unerwartet iſt Brockdorff Rantzau aus dem
Leben geſchieden Wir ſind nicht veich genug an Staats
männern, um ſeinen Verluſt leicht zu verſchmerzen. Er ge
hörte zu den beſten, die uns die Wilhelminiſche Aerg
hinterlaſſen. hat. Mit Dank erinnern wir uns an ſeine
Haltung in Verſailles, wo ſeine Erſcheinung im Sinne natio
näler Würde ausgezeichnet gewirkt hat. Er hat in allen
Zwiſchenfällen die Beziehungen zu Rußland aufrecht er

halten und ſich damit ein Verdienſt erworben. Dieſer
Sohn der Ariſtokratie, der äußerlich all ihre Merkkmale
trüg, iſt ein tapferer Bekenner des demokratiſchen Gedan-
kens geweſen ſchon zu einer Zeit, als das keine Förderung
verſprach. Ehre ſeinem Angedenken. Er wird ſchwer zu

T
Veichsvankpra ſident und

Landwirtſ chaftshilfe

Auf dem Bankiertag in Köln ſpielten Fragen der
Landwirtſchaft eine beſondere Rolle und wurden von füh
renden Finanzleuten erörtert Einen beſonderen Höhepunkt
der Ausſprache bildete das unerwartete Eingreifen des
Reichsbanlpräſidenten in dieſe Debgtte. Dr. Schacht kenn
zeichnete die Beſchränkungen, denen die Reichsbank in ihrem
geſchäftlichen Verkehr mit der Landwirtſchaft unterliegt
und die es ihr nur möglich machen, Wechſelkredite zu ge
währen. Er betonte, daß es wünſchenswert ſei, dieſe Vor
ſchriften ſo abzuändern, daß auch andere Geſchäfte mit der
Landwirtſchaft für die Reichsbank zuläſſig würden, und
er bezog ſich dabei auf das Beiſpiel und die guten Er
fahrungen anderer Länder, beſonders Amerikas Von höch

ſter Aktualität war die Mahnung des Reichsbankpräſidenten,

ſich ſoweit als irgend möglich, von ausländiſcher Hilfe
unabhängig zu machen. Die Hoffnung auf ausländiſche
Hilfe, ſo betonte Dr. Schacht unter deutlicher Bezugnahme
auf die Entwicklung der Dinge in Genf, iſt ein Aktivum,
das ich auch nicht mit einer Mark in meine Bilanz ein
ſtellen möchte, dagegen muß das Vertrauen in unſere
eigene Kraft 100prozentig bei uns zu Buche ſtehen. Der
ſtürmiſche Beifall, mit dem der Bankiertag dieſe Anſpielung
und Mahnung aufnahm, zeigt, daß auch hier der Be
ſtürzung, die am Montag unverkennbar war, alsbald wieder
Selbſtbeſinnung und Selbſtrertrauen gefolgt ſind und daß
man in ruhiger Zuverſicht der politiſchen Entwicklung, die
die wirtſchaftliche jg ausſchlaggebend bedingen wird ent
gegenſieht.



Beamtenfragen
Nachträgliche Penſionserhöhung

Infolge einer neuerlichen Reichsgerichteentſcheidung,
die eine Beſoldungsvorſchrift aus dem Jahre 1820 als
verfaſſungswidrig erklärt wird jetzt einer Kategorie von
Altpenſionären nachträglich und rückwirkend ihre Penſion
erhöht. Das iſt ſo gekommen: Durch Geſetz vom 12. 9.
1919 wurde die Penſion der über 65 Jahre alten Reichs
beamdben, die bis zum 31. März 1920 in den Ruheſtaurd
traten, um 10 vom Hundert, mindeſtens um 300 Mark er
höht. Als nun das Beſoldungsgeſetz vom 30. April 1920
ſämtlichen Penſionären höhere Ruhegehaltsſäse gewährte,
war die Nationalverſammlung ebenſo wie die Regierung
der Meinung, daß damit den Altpenſionären dasjenige ge
währt worden ſei, worauf ſie nach dem Geſetz von 1919
Anſpruch hatten. Deshalb wurde in das neue Beſoldungs
geſeh eine Beſtimmung eingefügt (5 22 Abtas 9) wonach
das Geſetz vom 12. September 1919 auf Beamte, deren
Penſion unter Zugrundelegung des Beſoldungsgeſetzes von
1920 berechnet wird, nicht mehr anzuwenden ſei. Das
Reichsgericht hat ſich jedoch in einem vor einigen Monaten
ergangenen Urteil auf den Standpunkt geſtellt, daß die
unter das Geſetz von 1919 fallenden Penſionäre einen
lebenslänglichen Anſpruch auf I0prozentige Erhöhung ihrer
jweiligen geſetzlichen Penſion beſttzen, gleichviet, auf wel
cher Beſoldungsvrdnung oder ſonſtigen rechneriſchen Grund
Lage ſie beruhe. Mit s 22 Abſ. 3 des Beſoldungsge
ſéhes von 1920 habe der Geſetzgeber in ein wohlerworbenes
Recht der nach Maßgabe des Geſetzes von 1919 in den
Ruheſtand getretenen Beamten eingegriffen und fomit,
da das Beſoldungsgeſetz kein verfaſſungsänderndes Geſes
geweſen ſei, den Artikel 129 der Reichsverfaſſung verletzt
Der erwähnte Abſatz ſei daher allen auf Grund
Geſetzes von 1919 in den Ruheſtand getretenen Beamten
gegenüber unwirkſam. Die in dieſem Geſetz vorgeſehene
Mindeſterhöhung von 300 Mark ſei allerdings da eine
Auſfwertung nicht ſtattgefunden hat, jetzt bedeutungslos.

Hei dieſer Rechtslage hat nunmehr der Reichsfinanz
miniſter angeordnet, daß die Bezüge aller unter das Geſes
vom 12. 9. 1919 fallenden Ruhegehaltsempfänger und
Hinterbliebenen der Reichsgerichtsentſcheidung entſprechend
erhöht werden, und zwar rückwirkend vom 1. Januar 1924

ab

Republikaniſche Beamte in der Republik
Demokratiſche Beamtenforderungen.

dem 9. Beamtentag der Deutſchen Demokratiſchen
Regensburg iſt u. a. nachſtehende Entſchließung

Es iſt ein unerträglicher Zuſtand daß die
Republik, beſonders in maßgebenden Stellen, von Beamten
verwaltet wird, die der Republik feindlich gegenüberſtehen,
Und ſie aufs Heftigſte bekämpfen Die deutſchen demokra
tiſchen Beamten halten es für eine Selbſtverſtändlichkeit

iblikaniſcher Staatspolttik, daß vor allem alle leitenden

penitiſcen Saat ner, a SePerſonal und Etatsreferenten, mit überzeugungstreuen
Republikanern beſetzt werden, bei denen aber auch die Ge
Wwißheit beſteht, daß

Auf
Partei in
gefaßt worden

ſie von tiefer ſozialer Einſtellung
durchdrungen ſind. Die deutſchen demokratiſchen Beamten
erwarten, daß bei der Auswahl der Perſonen für dieſe
Staates amter nicht nach einſeitigen parteipolitiſchen Rück

ſichten verfahren wird, ſondern daß Mitglieder aller vepu
hlikaniſchen Parteien unterſchtedslos berüdſichtigt werden.
Die deutſchen demokratiſchen Beamten erheben ferner die
Forderung, die Aufſtiegsmöglichkeit beſonders befähigter
Beamten entſprechend dem Weſen einer wahrhaſten Demo
kratiſierung der Verwaltung ſicherzuſtellen.“

Die Perſonalakten der Beamten
Gegen ſchwarze Liſten.

Der neunte Beamtentag der deutſchen demokratiſchen
Beamten in Regensburg hat den Vorſtand des Reichsaus
ſchuſſes der demokratiſchen Beamten beauftragt, unver
züglich energiſche Schritte bei den Reichstags und Land
tagsfraktionen zu unternehmen, damit die Handhabung
über die Beſeitigung der Eintragungen von Diſziplinar
trafen aus den Perſonalakten der Beamten Kach folgen
den Grundſätzen einheitlich geregelt wird. 1. Die Bewäh
rungsfriſten von 10 und fünf Jahren für die Löſchung
der Strafen ſind weſentlich herabzuſetzen. 2. Die Straß
veormerke in den Perſonalakten ſind nicht nur zu löſchen,
ſondern gus den Akten peſtlos zu entfernen umd zu vernich
den. Dasſelbe gilt für glle Hinweiſe in den Akten, die auf
dieſe Strafen Bezug nehmen. 3. Die in Sammelaktenſtücken
gufbewahrten, ausgehefteten BVermerke von bereits ge
köſchten Strafen, ſind ebenfalls zu vernichten. 4. Alle Ein
eraungen in den Akten über dienſtliche oder außerdienſt
liche Verſtöße, die keine Ordnungsſtrafe nach fich gezogen
haben, ſind aus den Akten zu entfernen und zu vernichten.

Die Bereinigung der Perſonalakten iſt vor jedem Ge
rauch der Akten nachzuprüfen.

Die bisherige Handhabung läßt z. B. durch den
Preußiſchen Staatsminiſtererlaß vom 18. Auguſt 1918
Die Möglichkeit offen, daß zwar nach einer verhältnis
mäßig langen Bewährungsfriſt die Strafen gelöſcht und
gus den Perſonglakten entfernt werden, aber in den ſogen.
Sammelaktenſtücken aufbewahrt werden. Es iſt alſo prak
Ach ſtets die Möglichkeit gegeben, die längſt gelöſchten Stra
fen zu Ungunſten des Betroffenen zu verwenden. Die prak
Aſche Auswirkung der Löſchung in den Perſonalakten iſt die,
Daß der Vorgang über Diſzipkinarſtrafen aus den Perſonal
gkten wohl entfernt, die Vermerke ſelbſt aber durchſtrichen
Und dadurch erſt auffällig in den Akten werden. Damtt
wird alſo eigentlich das Gegenteil von dem Gewollten be
wirkt. Dieſes auszuſchließen und in Reich und Ländern eine
Kuheitliche Regelung herbeizuführen, iſt Zweck und Ziel
der demokratiſchen Forderung

Die Umgehung des Verbots, ſchwarze LDiſten zu füh
ven, ift auf das ſchärfſte zu ahnden.

t

Es iſt anzuerbennen, daß der heutige Staat bemüht
iſt, möglichſt weite Kreiſe unſeres Volkes bei Krankheit,
Alter, Erwerbsloſtgkeit uſw. vor äußerſter Not zu ſchützen
Dieſe Fürſorge iſt um ſo mehr geboten, weil durch die lange
Kriegszeit viel Not und Unterernährung entſtanden iſt, und
nur ein kräftiges Volk den Wettbewerb mit anderen Völbern
gaufnehmen kann.

Eine Ausnahme in dieſer ſozialen Fürſorge mächt nuv
der gewerbliche ſelbſtändige Mittelſtand, und hier insbe
ſondere das Handwerk. Nun weiß ich, daß Beſtrebungen im
Gange ſind, das

ſelbſtändäge Handwerk bis zu einem gewiſſen Einkommen,
den ſtaatlichen Verſichernngsauſtalten zwangsweiſe anzu
gliedern,

wie Ortskrankenkaſſen, Alters und Jnvalidenverſicherung
uſw. Dem widerſpricht das Handwerk; weil die Hand
werbker wiſſen, daß dieſes nicht etwa aus Liebe zum Hand
werk geſchieht; weil auch bei der Art der Zuſammenſetzung
der Vorſtände in den ſtaatlichen Verſicherungsanſtalten, das
Handwerk wenig oder gar nichts zu ſagen hätte.

Nun gibt es in jedem Handwerkerzweig eiten kleinen
Teil der Berufskollegen, welche ſich im Verhältnis gut
ſtehen; ſie haben, durch verſchiedene Umſtände verurſacht ein
Einkommen, das ſie vor Not im Alter ſchützt. Aber das
ſind doch nur verſchwindend wenige. Die große Mehrheit
des Handwerks hat keinen leichten Stand die Unkoſten
im [Betrieb zehren alles auf, die Anſprüche der Behörden
auch des Publikums, werden größer, die Konkurrenz der
Großbetriebe, der Genoſſenſchaften immer vielſeitiger. Hin
zu kommt, und dasſelbe trifft auch für die Einzelhändler
zu, daß in der Jnflationszeit der Geſetzgeber durch ſeine
eigenartigen Geſetze Vorräte, Betriebskapital und Erfpar
niſſe genommen hat. Wer keine Auslandslieferungen hatte
und ſolche Lieferungen kommen beim kleinen Gewerbe
treibenden wohl kaum vor, mußte ſehen, wie alles, was

Handwerker Verſorgung im Alter
Ein Vorſchlag zu ihrer Regelung en

Bon Ehrenobermeiſter Wilhelm Knieſt, M. v. Pr. L., Kaſſel
viels haben doch wieder ein feſtes Einkommen, mit einer
Sicherung für ihr Alter. Aus all dieſen Gründen hätte die
Regierung eine Pflicht, hier helfend einzugreifen, denn ſte
hat das GErbe des alten Staates angetreten Frage iſt nur
wie Vielleicht iſt folgender Vorſchlag zu erwägen:

eute, im Bewußtſein, daß die Selbſthilfe immer noch der

zu ſeinem Geſchäft gehörte, jeden Tag weniger würde.

Soziales
Warum 8400 Mark Verſicherungs

grenze?
Die Erhöhung der Angeſtelltenverſicherungsgrenze hat

teilweiſe Widerſpruch hervorgerufen. Der „Gewerkſchaftliche
Preſſedienſt“ veröffentlicht in der Abſicht, auch die Befür
worter der Erhöhung zu Worte kommen zu laſſen, die
Gegengründe, von denen wir folgendes wiedergeben: Die
Verſicherungsgrenze betrug vor dem Kriege 5000 Mark
jährlich Dem gegenwärtigen Jnder entſprechend (152,6)

inüßte re ver ne e rrch aurf e e erſeDa der Inder nicht aber die volle Entwertung einſchließt,
müſſe geſagt werden, daß die jetzige Erhöhung der Ver
ſicherungsgrenze auf 8400 Mark nur die notwendige Ab
rundung nach oben bzw. Aufrechterhaltung des Vorkriegs
ſtandes erreichen will. Bedauerlich wäre es, daß die fetzige
Erhöhung viel zu lange hingezögert und daß durch die
jetzige Anpaſſung ganz falſche Eindrücke erweckt worden
ſeien. Eine Wiederanknübfung mit Eintritt der Stabili
ſierung hätte nicht nur der jeweiligen Angleichung an die
Vorkriegsverhältniſſe entſprochen, ſondern wäre auch den
Nachkriegsverhältniſſen entgegengekommen, die für den
beſſerbezahlten Angeſtellten ebenfalls eine „ungeſicherte“
Stellung im Gefolge hatten.

Der Einwand, daß Angeſtellte mit 5 bie 700 Mark
Monatseinkommen zum größten Teil felbſt in der Lage
wäre, ſich irgendwie freiwillig zu verſichern, träfe nicht
den Kern der Sache. Es bliebe ſich ſchließlich gleich, ob
der Angeſtellte das Geld für die Angeſtelltenverſicherung
oder für eine Privatverſicherung aufbrächte. Zahlen müßte
er ſo und auch ſo. Weſentlich ſei, daß auch der Arbeitgeber
ſeinem beſſer bezahlten Angeſtellten gegenüber zur Mitbe
ſtreitung des Beitrages verpflichtet würde und daß auch
den beſſerbezahlten Angeſtellten in den ſpäteren Jahren die
Leiſtungen einer Verſicherung zugute kämen, für die ſie ihr
Berufsleben lang, wenn auch zunächſt niedrigere Beiträge
gezahlt haben. Eine höhere Privatverſicherung wäre nicht
nicht nur für den Angeſtellten teurer, ſondern auch ris
kanter. Jn Fällen z. B. wo auch der beſſer bezahlte Ange
ſtellte als „älterer Angeſtellter“ abgebaut würde, ſei es
ihm unmöglich, eine koſtſpieligere Privatverſtcherung auf
recht zu erhalten. Die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft
bei der Angeſtelltenverſicherung wäre unter viel günſtigeren
Bedingungen möglich. Wenn behauptet wirde, daß der
Reichsarbeitsminiſter die Grenzerhöhung wider Willen des
Reichstages vorgenommen habe, ſo müſſe darauf hingewieſen
werden, daß das Gegenteil der Fall ſei. Nicht nur der alte
Reichstag erſuchte ſeinerzeit vor ſeinem Auseinandergehen
das Reichsarbeitsminiſterium in einer Entſchließung eine
angemeſſene Erhöhung der Verſicherungsgrenze vorzuneh
men, ſondern auch dem neuen Reichstag liegt eine Reihe von
Anträgen vor, in denen zum Teil eine noch weitergehende
Erhöhung gefordert wird. Ferner ſei einzuwenden, daß man
dem beſtbezahlteſten Arbeiter die Vorteile der ſozialen
Geſetzgebung ebenſo zugute kommen laſſe, wie dem mittel
mäßig und ſchlechtbezahlteſten. Und dem höchſten Be
amten räume man die Penſionsberechtigung nicht minder
ein wie den mittleren und den Unterbeamten. Glaubt
man nur die Angeſtellten durch eine künſtliche Scheidewand
in eine ſchutzbedürftige und eine nichtſchutzbedürftige Schicht
trennen zu müſſen? Jn Amerika beſtünde zwar deine
ſtaatliche Zwangsverſicherung, dafür liefen aber (nach Pro
feffor Dr. Manes) wohl über 100 Millionen Privatver
ſicherungsverträge. Die ſich daraus ergebende Prämienlaſt
macht ſchätzungsweiſe dieſelbe Summe aus, die unſere ſtagt
liche Sozialverſicherung erfordere.

Gewiß haben andere ihr Vermögen auch verloren, aber

Das Handwerr hat ſich unter Leitung tlchtiger Fach be

beſte Weg iſt, Krankenkaſſen, verbunden mit Sterbe und
Altersverſicherungen, geſchaffen, welche im allgemeinen be
trachtet, ganz gut funktionieren. Sie haben nur den einen
Fehler, daß ſie auf freiwilligem Beitritt beruhen,
von den 1 300 000 ſelbſtändigen Handwerksmeiſtern nur ein
Bruchteil erfaßt iſt. Jch glaube, wenn hier der Staat ein
greifen würde, daß all die Handwerker bis zu einem zooo
Einkommen vielleicht von 6000 Mark dieſen Kaſſen be
treten müßten, genügend Mittel einkommen würden, dem de a
Handwerber bei Krankheit und Alter eine beſcheidene Rente ſie

zu geben. ren deJeder, der an einer gewiſſen
Handwerks ſteht, weiß, daß es ohne Zwang micht geht. Der
Handwerker muß ſchon ſo viele Beiträge leiſten aber immer
für andere, ſo daß auch für ihn ſelbſt etwas nöch übrig zeuge
bleiben muß. Das iſt die ſtändige Klage im Handwerk, hen
daß ſie immer zu bezahlen hätten, nur für ſie felbſt geſchehe

michts. Ka deEs darf ja die Hoffnung auf beſſere Zeiten nicht auf
gegeben werden, aber ſicher iſt anzunehmen, daß dieſe noch
in weiter Ferne liegen oder es müßte ein Wunder geſchehen
und dieſe ſind ſelten. Mit Sorgen denken alle verantwor-
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Die Demokraten
und das Breslauer Reichsbanner

Rücktritt des Ganvorſitzenden Hermartit.
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beteiligen, den Gauvorſitz niedergelegt ham
Auch die übrigen demokratiſchen Mitglieder des Reiche

banners, ſoweit ſte Vorſtandsämter innehaben, werden dieſe 15
zur Verfügung ſtellen.

Die Breslauer Verhältniſſe im Reichebanner ſeue
Zweifellos einen Sonderſall dar Der radikale Flügel der
Breslauer Sozialdemokratie hat mehrfach erkennen laſſen e
daß er dem Reichsbanner SchwarzRot Gold alles andere ale
freundlich gegenüberſteht, und die im Reichsbanner befindlichen Sozialdemokraten ſind mehrfach als verbürgerlicht a

zeichnet worden Schließlich haben die radtkalen c
Sozialdemokraten auch eine radikale Abſpaltung des Reiche
vanners, den Soztaliſtiſchen Kampfbund, unterſütt.

c ne BeDeutſchnationale Rüffel n hat
Die deutſchnationalen Abgeordneten von Freytagh

Loöringhoven und Lindner werden in der wfftztöſen Korre
ſpondenz ihrer Partei abgekanzelt, weil ſie vor der Oeffent erh.
lichkeit der eine in einem Zeitungsartiket, der andere
einer Verſammlungsrede den Zwieſpalt innerhalb der Par
bei behandelt haben. Freytagh-Loringhoven hat den Fall
Lambach als eine planmäßige Aktion des gewerkſchaftlichen
Flügels zur Uebernahme der golitiſchen Führung in der
Partei bezeichnet, Lindner auf der anderen Seite hat den Köris

Verdacht ausgeſprochen, die Arbeiter ſollten aus der Parten
herausgedrängt werden. Keine dieſer Behauptungen ſagt e
nach dem, was ſich ſeit Wochen vor der breiteſten Oeffentlich
keit abſpielt, irgendeinem politiſch Jntereſſterten etwasNeues; gleichwohl hält es die Parteileitung für ubtig, mit

ernſten Vorſtellungen zu mahnen, daß Behauptungen üben
das Verhalten und die Motive von Parteifreunden und
über die Einflüſſe innerhalb der Partei nicht vor der
Oeffentlichkeit erörtert werden ſollten weit dadurch die Ge
ſchloſſenheit der Partei gefährdet werde. Uns ſcheint dieſe
Mahnung kommt reichlich ſpät und überſteht verſchiedei
Adreſſaten, an die ſie mit mindeſtens )emſelben Recht
richten geweſen wäre. Zugleich aber iſt ſie ein charakteriſth
ſches Zeichen für das Gefühl der Unſicherheit, die die

re

Parteileitung beherrſcht. ehalt
Einberufung des demokratiſchen n

SParteiausſchuſſes
Tagungen des Vorſtgudes und der Reichstagsfraktion

Der demokratiſche Partetausſchuß iſt für den
tober zu einer Sitzung nach Berlin einberufen worde
Eiten Tag vorher, am 20. Oktober, wird der Vorſtand der
Deutſchen Demokratiſchen Partei eine Sitzung abhalten, und
eine Woche vorher findet in Dresden eine auf mehrere Tag
bevechnete Ferientagung der demdkratiſchen Reichstagefrak
tion ſtatt. Jn dieſer Fertentaguhg werden die grundſäslichen
Fragen der demokratiſchen Politik beſprochen werden. Außer
dem werden in dieſer Tagung bereits die politiſchen Auf
gaben des kommenden Winters erbrtert, über die alsdann
in der Sitzung des Parteivorſtandes Bericht erſtattet werde
kann. Schließlich wird ſich die Ferientagung der demokra-
tiſchen Reichstagsfraktion auch mit den in der letzten Zei
aktuell gewordenen Fragen zu beſchäftigen haben.

trag

n
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Welt in WaffenDie protokollariſch feſtgehaltenen Verhandlungen der
Ahrüſtungskommiſſton füllen bereits dicke Bände. Um die
Ibraſtungsforderungen iſt ein künſtlicher Nebel gelegt wor
en. Diplomaten und Militärs ſtnd dabei in gleicher Weiſe
eſchäftigt geweſen. Die Männer der deutſchen Abrüſtungs-

elegation, und allen voran Graf Bernſtorff, haben zwar
wiederholt verſucht, aus dem Wuſt von Definitionen das
glare, Einfache und Natürliche wieder herauszuholen. An
die einfachſten Dinge muß man ſich erinnern, wenn die
Potwendigkeit der Abrüſtung in allen Ländern dargetan
verden ſoll

Deutſchland hat in Krieg und Frieden 100 000 Mann
ter den Waffen. Es hat keine Kampfwagen, keine Flug

euge, es hat 1134 leichte, 792 ſchwere Maſchinengewehre,
in Geſchützen ſind vorhanden 288 leichte und 42 ſchwere
Feſchütße, die ſich nur in der Feſtung Königsberg befinden

eiund eingebaut ſind. Das franzöſiſche Friedensheer iſt
in (53000 Mann ſtark, die vorausſitchtliche Kriegsſtärke be
Kagt 4 Millionen Mann. Mehr als 35 000 leichte und

de ſchwere Maſchinengewehre, nahezu 3000 leichte und ſchwere
en Geſchütze, 2500 Kampfwagen und 2200 Flugzeuge ilku

ſieren das Bild des militäriſchen Frankreich. Das polniſche
Heer hat eine Friedensſtärhe von 284 000 Mann, im Kriegs

all können 2 Millionen Polen auf die Beine geſteltt
erden, 10 000 Maſchinengewehre, 1800 Geſchütze und 1000
hlugzeuge zählt unſer polniſcher Nachbar zu ſeiner mili
riſchen Ausrüſtung.

n übr
t Handwe
elbſt geſche

Nach dem Stand für das Jahr 1928 hatte England
n nicht a Großkampfſchiffe, 58 geſchützte Kreuzer, 180 Torpedo
iß dieſe u dte und TorpedoJäger und 56 UBoote. Die Flotte der
er geſchehs ereinigten Stnaten Zählte im gleichen Jahr 18 Groß
berantwg ampfſchiffe, 32 geſchützte Kreuzer, 295 TorpedoBovte und
am S orpedoJäger und 120 UBoote. Frankreichs Kriegsflotte

hlungen

b Boote und Torpedo-Jäger und 60 UBoote. Die
9 Großkampfſchiffe, 16 geſchützte Kreuzer, 83 Tor

n Pre dutſche Flotte kommt gegenüber dieſen Seht wer

e Die Länge der deutſchen Grenze beträgt bei Frank
ich einſchließlich Luxemburg und Saargebiet 612 Kilo

meter, bei Belgien 155 Kilometer, bei Polen, die Korri
dorlinie mitgerechnet, 1809 Kilom. und die deutſche Grenze
gegenüber der Tſchechoſlowakei umfaßt auch 1582 Kilo

Meer Auf je 10 Kilometer dieſer Grenze kann Deutſchland
ſmarſchieren laſſen 243 Mann. Reſerven ſind nicht vor

handen. Auf 100 Kilometer erſt kommen für Deutſchland
leichte Geſchütze

hwere Maſchinengewehre.Frankreich kann auf je 10 Kilometer ſeiner Grenze

Deutſchland aufmarſchieren laſſen 11 970 Soldaten,
zu kommen im Kriegsfall 57 152 Reſerve-Mannſchaften.

Polen kann aufmarſchieren laſſen trotz der langen
Grenze 1573 Mann (Friedensſtärhe), dazu im Kriegs

all 9614 Reſerven, insgeſamt alſo I1 183 Mann gegenüber

er en noch fur Polen dazu 28 ſchwere Geſchütze 215e Maſchinengewehre, 12 Kampfwagen und 55 Flie

de
An Feſtungen ſind gegenüber Deutſchland vorhanden

irgerlig in Frankreich 12 Feſtungen und zwar Breiſach, Straßburg,
n Bee gitſch, Metz, Diedenhofen, Longwy, Belfort, Epinal, Toul,

e Rancy, Verdun, Sedan. Dazu kommt noch das im Aufbau
befindliche Befeſtigungsſyſtem längſt der Oſt und Nordoſt
genge. Belgiens Feſtungen ſind Lüttich und Na mur,

Polen hat gegenüber Deutſchland 14 Feſtungen, und zwar
Kraudenz, Kulm, Thorn, Poſen, Krakau, Grodno, Oſſowiec,
Wnza, Oſtrolenka, Rozan, Pultusk, Modlin, Warſchau,
hwangerod. Die Tſchechoſlowakei beſitzt ſechs Feſtungen, die
llerdings veraltet ſind, nämlich Komorn, Olmütz, König
tat Preßburg, Thereſienſtadt, Joſephſtadt.
Dagegen hat Deutſchland nur ſechs veraltete Feſtungen,

die nicht moderniſiert werden dürfen und mit Ausſchluß
m Königsberg ohne Artillerie ſind. Dieſe ſechs Feſtungen

d Königsberg, Breslau, Glogau, Küſtrin, Jngolſtadt undim außerdem noch vier Sperren, die ebenfalls unmodern

und ohne Artillerie ſind, d Lötzen, e Neiße
ind s

Das Defigzit
im kommenden Haushaltsplan

den Neotrif aus den Reichefinanzmenifterinm.

r e h eJn der letzten Nummer der „Deutſchen Wirtſchaftsſcheint e des Organs des Deutſchen Induſtrie- und Han
delstages, nimmt in bemerkenswerter Weiſe Miniſterial
at Dr. Wachsmann, der zu den führenden Mänk er im
Reichsfitanzminiſterium, gehört, das Wort, um auf die
Schwierigkeiten des kommenden Etats hinzuweiſen Miniß
ſerialrat Wachsmann betont, daß feit 1926 im ordentlichen
Haushalt des Reiches ein Reinüberſchuß nicht mehr erzielt
wurde, daß ſeit 1925 trotz ungeahnten Aufſtiegs der Wirthaftskonfunttur die vrdentlichen Einnahmen zur Deckung

der ordentlichen laufenden Ausgaben nicht mehr ausge
weicht haben. Das gilt nach den Schätzungen auch für das
laufende Jahr, bei dein der danach an ſich vorhandene
Sehlbetrag durch den letzten Reſt früherer Ueberſchüſſe
und den letzten Münzgewinn abgewendet wird. Dabei ſteigen

d die Ausgaben an dieſer und jener Stelle über den Voran
Hlag, ohne daß die Einnahmen, ſo wie ſie jetzt ſind, mit

nen Schritt halten können.
Miniſterialrat Wachsmann erklärt weiter, daß frühere

Regierungen ſich immer wieder Hilfsquellen rſchloſſen hät
n aber Hoffnungen auf derartige Hilfen ſind ſetzt mit

ſchen dem kehten Reſt früherer Reſerven aufgezehrt. Ueber

erten a e

e hungen jetzt bedenten das Deſigit im Neichshausdalt,
tet wen v allen Folgerungen, die ſich nach dem Friedensvertrage

dem kit ſeinen Nebenbeſtimmungen ergeben können.
en Bei dem großen Fehlbedarf der nahen Zukunft

s er auf drei vier- oder fünfhundert Millionen liegen,
dreiſtellige Zahl iſt es ſicher, und ihre Höhe hängt we

28 leichte Maſchinengewehre und 2

urkger von der Entwicklung der gegenwärtigen Einnahmen
vder Ausgaben als von den Ausgaben ab, die neu hinzu
treten werden, die aber nicht fünfzig oder hundert Mil
lionen ausmachen handelt es ſich um politiſche Fragen
weiteſten Ausmaßes und grundſätzlicher Bedeutung, um
Weltanſchauungsprobleme. Und die Regierung iſt ſchlimm
daran, die hier mit der Praxis der letzten zehn Jahre,
jedem Wunſch zu folgen, brechen muß. Die Entſcheidungen,
die getroffen werden müſſen, ſind im Reifen; ſie ſind eine
unabwendbare Folge der Entwicklung des letzren Jahrzehnts.
Daß ſie jetzt zur Entſcheidung kommen, iſt eine ſchwere Be
laſtung der Regierung, die ſchwerſte vielleicht ſeit Ver
ſailles, London und dem Dawesabkommen. Bei den bevor
ſtehenden Reichstagsverhandlungen wird ſich der Vorhang
heben, werden ſich die Fäden erkennen laſſen aus denen ſich
der Knoten der Kataſtrophe ſchürzen wird.

Eine Enklave,
die nicht Enklave bleiben will

Der Gemeinderat der heſſiſchen Gemeinde Steinbach
am Taunus hat in einer einſtimmig gefaßten Entſchlie
ßung die heſſiſche Regierung um Aufhebung der für die
gegenwärtigen Verhältniſſe unmöglichen Sonderſtellung der
Gemeinde Steinbach erſucht. Das Schickſal dieſer Gemeinde
iſt kennzeichnend für unſere gegenwärtig noch beſtehenden
Verhältniſſe. Steinbach, ein Dorf mit 1000 Einwohnern,
liegt mitten zwiſchen den preußiſchen Kreiſen MainTaunus
Obertaunus und Königſtein. Es nimmt unter allen Gemein

den die eigenartigſte Stellung ein und zwar deshalb, weil
es 1866 einfach vergeſſen wurde und daher bei Heſſen
Darmſtadt bis auf den heutigen Tag blieb. Ueber die ver
wickelten Rechtszuſtände braucht nur geſagt zu werden, daß
die Gemeinde einen Waldbeſitz hat. Das Gebiet, Wald und
Wild, gehören Steinbach, die ſtaatlichen Rechte aber übt
Preußen aus, die kommunalrechtlichen Beſfugniſſe in Cron
berg. Die Jagdverwaltung bewirkt die heſſiſche Oberförſteref
Obereſchbach, den Wildſchutz übt die preußiſche Polizei in
Cronberg aus. Die Jagdverpachtung ſteht Steinbach zu, aber
der Jagdſchein muß in Preußen gekauft werden. Bisher
ſind alke Schritte der Bewohner von Steinbach, die unmög
lichen Verhältniſſe zu beſeitigen, fehlgeſchlagen. Es ſind
bereits jahrelange Verhandlungen über das Schickſal dieſer
Gemeinde geführt worden, ohne daß bis jetzt ein Ergebnis
erzielt worden iſt.

490 Paragraphen um Abfälle
„So ſieht das deutſche Reich aus.“

n der Dresdener Mitgliederverſammlung des Ver
vbandes Sächſiſcher Jnduſtrieller wurde in der Ausſprache zu
einen Vortrag über „Zänderkonſerenz und Verwaltungs-
reform“ von einen Redner ausgeſührt:Ich habe neulich die Begutachtung des Geſetzes über

die Abfälle von Edelmetall im Hauſierhandel gehabt
Dieſes Geſetz iſt veröffentlicht vom Reich. J Reich waren
es neun Paragraphen und die Ausführungsverordunng.
Dann kamen zweinndzwanzig Verordnungen und zweinnd
zwanzig Ausführungsverorduungen ver Länder dazu. Wir
ſind anf etwa vierhundert Paragraphen gekommen, um

den Abſatz von Abfällen der Edelmetalle im Hauſterhandel
zu regeln! So ſieht das Deutſche Reich aus.

Durchführung des landwirt-
ſchaftlichen Notprogramms
Abſatzorganiſationen für Vieh und Fleiſch.

Für die Organiſation und Förderung des Abſatzes von
Schlachtvieh und Fleiſch ſowie für Einrichtungen, die dieſen
Zwecken dienen, waren im Rahmen des landwirtſchaft

lichen Notprogramms acht Millionen RM. an Beihilfen
ünd 22 Millionen RM. mit Reichsgarantie ausgeſtattette
Darlehen bereitgeſtellt. Wie das Reichsminiſterium für Er
nährung und Landwirtſchaft mitteilt, iſt über dieſe Reichs
mittel nunmehr vollkommen verfügt. Sie fanden bzw. fin
den Verwendung für die Gewinnung neuer Abſatzgebiete
für Schweine und Schweinefleichſ, für die Rationaliſterung
der Schweinezucht und Schweinemaſt, für die Organiſation
des genoſſenſchaftlichen Viehabſatzes ſowie zur Zinsver
billigung und als Sicherheitsrücklage für die mit Reichs
garantien ausgeſtatteten Darlehen. Solche wurden auf
Grund der vom Reichstag und Reichsrat genehmigten Richt
linien und in Uebereinſtimmung mit dem Länderausſchuß
beim Reichsminiſterium für Ernährung und Landwirtſchaft
zugebilligt für die Mehrentnahme von Schweinen und
Schweinefleiſch durch die Fleiſchwarenfabriken aus den
Hauptmärkten, für den Ausbau der Viehabſatzorganiſation,
für Fettverwertungseinrichtungen in Berlin und Hamburg

ſowie für die Errichtung von Fleiſchverwertungsanlagen
der Landwirtſchaft in Königsberg (Oſtpreußen) und in
Schleswig Den beiden letzteren ſind mit Rückſicht auf
die in den Provinzen SchleswigHolſtein Und Oſtpreußen
auf dem Gebiete des Vieh und Fleiſchmarktes beſonders
gelagerten Verhältniſſe verbilligte Kredite gegeben wor
den. Bei der ſchleswigholſteiniſchen Anlage erſcheint es
zur Zeit fraglich, ob ſie in der geplanten Weiſe zuſtande
kommen wird. Für weitere derartige Einrichtungen ſtehen

zinsverbilligte Kredite nicht mehr zur Verfügung.

Demskratiſche Reichsfrauentagung
Auftakt zur Winterarbett.

Vom 21. 23 September findet in Dresden eine Reichs
frauentagung der Deutſchen Demokratiſchen Parteß ſtatt.
Die Tagung wird eröffnet durch die preußiſche Ländtagsab
gebrdnete Martha Dönhoff. Es ſprechen alsdann Stadtrat
Quiſe Kießelbach München über Erfahrungen und Forde-
rungen der Frauen in der Gemeindepolitik“ Ergänzende
Referate halten die Stadtverordnete Gertrud Geiſenhehyner,
Ronneburg (Thüringen): „Aus der kommunalen Arbeit
einer kleinen Stadt und Stadtſekretär Elſe Graeff- Berlin
über „Frauenarbeit in der Gemeinde“ Schließlich ſpricht
noch die Stadtverordnete Paula Ollendorff, Breslau, über
den Aufmarſch der Frauen zu den bevorſtehenden Kommu
nalwahlen in Preußen. Jn der geſchloſſenen Sitzung finden

alsdann die internen Verhandlungen ſtatt. Am Sonnabend
Abend wird eine öffentliche Kundgebung unter Leitung des
Reichskagsabgeordneten Reichsminiſter a. D. Dr. Külz ver
anſtaltet über das Thema Deutſchlands innere Kräfte
im Aufſtieg“. Es ſprechen Oberſchulrätin Emmy Beck

mann Hamburg und Miniſterpräſident a. D. Th. Tantzen
Oldenburg Am Sonntag vormittag wird unter Leitung
der Reichstagsabgeordneten Dr. Marie Eliſabeth Lüders be
handelt werden Verfaſſung Partei Parlament, die
Grundlagen der politiſchen Wilkensbildung Als Redner
ſind vorgeſehen: Regierungsrat a. D. Dr. Elſe lich Beil
M d L. Dresden, und Ernſt Lemmer, Vorſttzender derdeutſchen Jungdemokraten, Berlin.

Nativnaliſtiſche Propaganda in der
Reichsbahn

Was ſagt die Generaldirektion?
Dem „Demokratiſchen Zei ungsdienſt“ wird geſchrieben

Jn dem DeZug, der um 20,06 Uhr Berlin verläßt, und
nach Leipzig und München geht, konnte man vor einigen
Tagen eine merkwürdige Szene beobachten Jn einigen Ab
teilen ſaßen Nationalſozialiſten mit Abzeichen, andere trugen
ihre ſogenannte Uniform Nachdem der DeZug Berlin ver
laſſen hatte, eilten die Herren mit hunderten von Flug
blättern bewaffnet in die einzelnen Abteile und verteilte
dieſe nationalſozialiſtiſchen Flugblätter, die ganz auf den na
tionalſozialiſtiſchen Ton abgeſtimmt waren und wie üblich
unerhörte Beleidigungen gegen unſere jüdiſchen Mitbürger
enthielten. Dieſer DZug fährt weiter nach München, und
wird in ſehr großem Maße von Auslandsreiſenden benutzt,
die ja wohl einen ſehr merkwürdigen Begriff von dieſer
Art deutſcher Kulkurpropaganda kriegen. Am merk würdigſten
aber iſt, daß der aufſichtsführende Beamte in Leipzig er
klärte gegen die Flugblattverteilung der Nationalſozialiſten
nichts unternehmen zu können. Steht die Reichsbahnhaupt
verwaltung auf dem gleichen Standpunkt?

Ein empfehlenswerter Reichs
tagsabgeordneter

Mit was für Leuten ſich unter Umſtänden republi
kaniſch geſinnte Beamte herumſchlagen müſſen, wenn ſie ſich
pflichtgemäß bemühen, der Verfaſſung und ihren Symbolen
die erforderliche Achtung zu verſchaffen, davon weiß ins
beſondere der Landrat des Kreiſes FranzburgBarth, Rönne
burg, ein Lied zu ſingen, weil in ſeinem Amtsbereich eine
ungewöhnlich große Zahl von beliebten Seebädern liegt und
man weiß, daß die verfaſſungsfeindlichen Elemente ſich mit
Vorliebe den Seeſtrand ausſuchen, um dort gegen die Repu
blik und ihre Farben zu demonſtrieren, Bekanntlich hatte
Landrat Rönne urg in doam Badeorle Prerow, wo ükeraus
biele Roheiten gegen die ſchwarzrot goldene Fahne vorge
kommen waren, einen Aufruf zum Schutze der Reichsfarben
anſchlagen laſſen, der ganz zweifellos bei der überwiegenden
Mehrheit der Bevölkerung zur Beruhigung der Gemüter bei
getragen, auf einige Perſonen von einer ſpeziſiſchen ſeeliſchen
Verfaſſung allerdings eigenartig gewirkt hat.

tional ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei. Dieſer Abge
ordnete Buch hat, angeregt durch die landrätliche Bekannt
machung, unter dem 7. Auguſt d. J. an Herrn Rönneburg
ein Schreiben gerichtet, das von Beleidigungen des Adreſſa
ten und der Republik geradezu ſtrotzt. Der Nationalſozialiſt
ſchreibt da u. a.

„Was Jhr da tut, Jhr kleinen Bonzlein, als wie
Lanräte und Gewerkſchaftsfunktionäre, oder Jhr grö
ßeren Bonzen als wie Regierungspräſidenten und Ober
präſtdenten ſmitſamt dem Oberbonzen Jnnenminiſter, was

Jhr da tut, iſt ebenſo töricht wie unwahrhaftig. Jhr
lügt dem deutſchen Volke vor,“ uſw. „Die gleiche
Flagge, die Jhr fürs Reich und für die Partei auf
zvgt in dem Augenblick, als Jhr Euch durch Meineid und
Hochverrat in den Beſitz der Macht ſetztet, die gleiche
Flagge ſoll jetzt mit aller Gewalt dem Deutſchen Volke
aufgezwungen werden
des deutſchen Volkes die Fahne als Reichsfahne aner
kennen, die ſich in der größten Not des Volkes dor Mein
eid und Hochvorrat breitete Solange deutſche Zunge
klingt, werden dieſe Verbrechen als Schande und Schinach
empfunden werden. Daran wird auch der Jude nichts
ändern.“

Landrat Rönnedurg hat es natürlich abgelehnt, ſich ſach
lich mit dieſen merkwürdigen Vollkksvertreter auseinerzu
ſetzen er hat aber kürz den „Mut“ gekennzeichnet, mit dem
Sie aus dem ſicheren Schutze Jhrer Jmmunität heraus Jhre
Beleidigungen und Beſchimpfungen ausſprechen Und er
hat auf die „Vornehmheit der Geſinnung“ hingewieſen, die
aus der Tatſache ſpricht „daß ein Mann, der es wagt,
den heutigen Staat ſo zu beſchimpfen, ſich doch nicht ſcheut,
von dieſem ſelben Stagte Penſion entgegenzunehmen, alſo
ſich von ihm ernähren zu laſſen.“ Major a. D. Buch er
zählt im Reichstagshandbuch von ſich u. g., er ſei nach Solln
bei München übergeſiedelt, „wo er ſich vor allem erziehe
riſchen Aufgaben widmete.“ Gnade Gott den unglücklichen
Menſchen, die die Objekte der erzieheriſchen Tätigkeit dieſes
Herrn werden!

Das iſt Dr. Gvoebbels!
Durch die parlamentariſche Jmmunität gedekt, gibt

der berüchtigte nationalſozialiſtiſche Reichstagsabgeordnete
Dr. Goebbels in Berlin ein Blatt heraus, das ſich „Der
Angriff nennt. Jn der letzten Ausgabe dieſes Blattes wird
unter der Ueberſchrift S treſemanns Lebenstage gezählt
mitgeteilt, daß der deutſche Außenminiſter an einer Nieren
ſchrumpfung leide. Es heißt dann wörtlich:

„Als Urſache einer Nierenſchrumpfung kommt entweder
eine ſchwere Halsentzündung oder aber übermäßiger Ge
T von ſchwerverdaulichen Speiſen und Alkohol in Frage
Soviel bekannt geworden iſt, hat Herr Reichsaußenminiſter
an einer Halsentzündung in den letzten Jahren nicht ge
gelitten.

Die Unterſtreichungen rühren von Dr. Goebbels her.
Sie zeigen, wie dieſe ganze Aeußerung, einen geiſtigen und
moraliſchen Tiefſtand, wie er noch nicht da war. e

Niemals wird die Geſamtheit

Zu dieſene gehört der Mafor a. D. Walter Buch ſeitMat d. J. Reichstagsabgebroneter und Mitgtied der Na
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Dieſen beachtenswerten Aufſatz entnehmen
S wir der Deutſchen Bauernzeitung“ vom 9. Sep

tdember.

Die Hauptaufgabe der deutſchen Agrarpolitik nach
dem Kriege iſt die Hebung, Förderung und Vermehrung
der ſelbſtändigen bäuerlichen Familienbetriebe. Die Mil
Nonen dieſer Betriebe müſſen und können in viel ſtär
beremm Umfange als bisher an der Verbeſſerung der Pro
duktion mitwirken und durch Steigerung ihres Verbrauchs
An Betriebsmitteln (Maſchinen, Dünger uſw.) ſowie Er
höhung ihres perſönkichen Lebensbedarfes die Volkswirt
ſchaft in einem Maße befruchten wie kein anderer Berufs
ſtand.

Neben vielem anderen iſt aber zur Erreichung dieſes
Zieles eine rein bäuerlich eingeſtellte Kreditpolitik drin
gende Vorausſetzung Aber ebenſowenig wie in Deutſchland
bei der Geſtaltung der Steuer oder Handelspolitik auf die
bäuerlichen Intereſſen die notwendige Rückſicht genommen
iſt, ſo hat auch die Kreditpolitik der Vor und Nachkriegs
zeit den bäuerlichen Familienbetrieb als Stiefkind behandelt.
Während der Großgrundbeſitz in den Landſchaften eine aus
gezeichnet ausgebaute und funktivnierende Quelle für un
kündbaren, billig verzinslichen Tilgungskredit beſaß, hatte
der Bauer an dieſen Einrichtungen kaum nennenswerten
Anteil. Dabei iſt die unkündbare, billig verzinsliche Til
gungshypothek die einzige Form der Dauerbeleihung, die
den Bauernhof nicht in Gefahr bringt. Wie ſehr die bäuer
lichen Betriebe in der Nachinflationszeit bei der Vergebung
von Hypotheken gegenüber dem Großgrundbeſitz benachteiligt
worden ſind, iſt in der Bauernzeitung mehrfach ausgeführt.
(Nr. 11, 1927 und 3, 1928.) Es ſollen hier nur die da
mals errechneten Ergebniſſe nochmals kurz genannt wer
den

Bei Verteilung der Amerika Anleihe haben erhalten
Betriebe von

20 ha. Größe je ha. ca. 6 Mark
20 50 ha. Größe je ha. ca. 11 Mark
50 100 ha. Größe je ha. ea. 39 Mark
über 100 ha. Größe je ha. ca. 46 Mark

Und bei Verteilung der ſogenannten Golddiskontbank
kredite dürften nach unſeren Berechnungen auf die bäuer
lichen Kredite bis zu 5000 Mk. im Einzelfalle ca. h
entfallen ſein, während dieſer Kredite an Kreditnehmer

mit höheren Einzelkrediten gefloſſen ſind.
Dieſe Benachteiligung des bäuerlichen Familienbetriebes

iſt nicht etwa in der geringen Sicherheit, ſondern in dem
falſchen Dauerkreditſyſtem in Deutſchland begründet. Alle
Dauerbeleihungsinſtitute bemühen ſich, die zur Verfügung
ſtehenden Gelder in großen Abſchnitten unterzubringen

Unſere Kreditpolitik richtet ſich ja nicht nach allgemeinen
lediglich

nach dem mehr oder minder großen Geſchäft Solange die
ſer Grundſatz gilt, wird der Bauer immer der Benachteiligte
ſein. Es muß deshalb Abhilfe auf anderen Wegen geſucht
werden. Sollte es ſich nicht ermöglichen laſſen, daß die
Provinziallandſchaften zu bäuerlichen Kreditinſtituten um
geſtellt werden, ſo wird mit Hilfe des Staates und öffent
ſicher Einrichtungen an die Schaffung bäuerlicher Landſchaf
ten herangegangen werden müſſen. Letzterer Weg wäre ſchon
deshalb vorzuziehen, weil die Pfandbriefe, die nur bäuer
lichen Beſitz als Deckungsgrundlage haben, wegen der größe
ren Kriſenfeſtigkeit des Bauernbetriebes einen höheren Kurs
haben werden, als die Pfandbriefe der heutigen Landwirt
ſchaften.

Während der Bauer vor dem Kriege im Regelfalle
wenigſtens ausreichenden kurzfriſtigen Betriebskredit bei den
Genoſſenſchaften erhalten konnte, hat ſich gerade hierin
das Bild nach der Jnflationszeit kraß geändert. Die ſchwie
rigen, wirtſchaftlichen Verhältniſſe der letzten Jahre führten
mit Naturnotwen l igkeit einer immer ſteigende Verſchuldung
des land wirtſchaftlichen Betriebes herbei, und die Ge
noſſenſchaften konnten trotz Hergabe großer öffentlicher
Darlehen den Anforderungen nicht entfernt nachkommen.
Dazu kam noch, wie wir im letzten Winter in unſeren Aus
führungen über die frühere Kreditpolttik der Preußen
daſſe nachgewieſen haben, eine ſehr ſtarke Bevorzugung des
Großgrundbeſitzes. Unter dieſen Umſtänden mußten die
bäuerlichen Familienbetriebe und gerade die intenſivſt wirt
ſchaftenden bei ihren Lieferanten in immer drückendere
Schulden geraten Da dieſe Verbindlichkeiten jederzeit künd
bar und ſehr hoch verzinslich ſtnd, bedeuten ſie für den
Beſtand der Bauernhöfe eine große Gefahr

Deshalb war der Gedanke der Umſchuldung dieſer
Verbindlichkeiten an ſich richtig und die Umſchuldungskredite
hätten trotz des hohen Zinsfußes allen denen noch einen
gewiſſen Vorteil gebracht, die ihre jederzeit kündbaren

Kredite noch höher verzinſen mußten. Die Höhe dieſer
Kleckerſchulden wird aber auf etwa 1,5 bis 2 Milliarden
Mark veranſchlagt. Daß demgegenüber die 100 Millionen
Notſtandskredite nicht fühlbar werden, liegt auf der Hand.
Aber nicht nur die geringe Summe an ſich iſt zu beanſtan
den, ſondern vor allem auch die Art der Verteilung, bei der
vor allein wieder die Kleinbauern in Gefahr ſind, in den
Hintergrund gedrängt zu werden. Obwohl in den Richtlinie
des Reichtages geſagt war, Kleinbauernkredite könnten ohne
dinghiche Sicherheiten gegeben werden, wurden von den
Kreditausſchüſſen in jedem Falle hypothekariſche Unter
lagen oder Kommunalbürgſchaften verlangt. Da in der
Regel beides nicht beigebracht werden konnte mußten die
Antragſteller zunächſt abgewieſen werden. Erfreulicherweiſe
iſt der Preußiſche Landwirtſchaftsminiſter dieſen Erſchwerun
gen der Notſtandskredite in einem Erlaß entgegengetreten.
Ob mit Erfolg, bleibt abzuwarten. Wie im übrigen die pro
vinziellen Kreditausſchüſſe arbeiten, zeigt das Beiſpiel der
Provinz Sachſen. Die gefamte Provinz Sachſen hat an
Umſchuldungskrediten etwas mehr als 5 Millionen Mark

Bäuerliche Kreditpolitik
Umſchuldung Beſitzbefeſtigung

erhalten. Von dieſem Betrage hat der Kreditausſchuß für die
ſogenannten „Kleinbauernkredite“ 0,4 Millionen, d. h. ganze
8 Prozent zurückgeſtellt. Nun iſt uns leider nicht bekannt,
welche genaue Betriebsgröße der Kreditausſchuß für dieſe
Kleinbauernbetriebe als Grenze feſtgeſetzt hat. Sie dürfte
aber etwa 10 Hektar betragen. Vergleicht man den vom
Kreditausſchuß für die Kleinbauernbetriebe zurückgeſtellten
Betrag mit den in Frage kommenden Flächen, ſo ergibt ſich
folgendes Bild Die land wirtſchaftlichen Betriebe in der
Provinz Sachſen bewirtſchaften im ganzen rund 2,136 Mill.
Hektar. Hiervon entfallen auf die Betriebsgröße bis zu 5
Hektar rund 280 000 Hektar und bis zu 10 Hektar rund
506 000 Hektar. Das macht auf die Geſamtfläche um
gerechnet bei den Betrieben bis zu 5 ha. 13 Prozent und
bei den Betrieben bis zu 10 Hektar 24 Proz. Alſo für
ca. 24 Proz. der Fläche hat man ca. 8 Proz. der Kredtte zu
rückgeſtellt.

Es liegt auf der Hand, daß in der heutigen Zeit,
in der ſchuldenfreie Betriebe zur Not durchkommen, ver
ſchuldete aber von den Zinsverpflichtungen erdrückt werden,
die Frage der Umſchuldung zugleich eine Frage der Beſitz
befeſtigung iſt. Aus dem ungeheuren Ausmaße der Ver
ſchuldung ergibt ſich die außerordentliche Bedeutung dieſer
Frage, die baldigſt in Angriff genommen werden muß.
Die Durchführung muß land wirtſchaftlich freundlichen Kre
ditinſtituten, die an der Auswirkung ihrer Arbeit intereſ
ſiert ſind, übertragen werden. Die zunächſt erforderlichen
Mittel ſind, wenn nach dem Muſter der „Bavperiſchen
Siedlungs und Landbank“ gearbeitet wird, nicht erheblich
und könnten zunächſt aus dem von der Landwirtſchaft zu
ſammengebrachten Kapital der Rentenbankkreditanſtalt ent
nommen werden. Die Durchführung einer ſolchen Beſitz
beſeſtigungsarbeit müßte von amtswegen überwacht werden,
um einſeitige Jntereſſenpolitik auszuſchließen. Die Bedeu
tung dieſer Frage iſt ſo groß, daß wir ſie dem Reichser
nährungsminiſterium und Landwirtſchaftsminiſterium zur
ernſten Erwägung und baldigen Ausführung anheim-
ſtelen.

s

Bauernvereine für Getreidepreis-
Stützungsaktionen

Der Reichslandbund zeigt in der letzten Zeit, ent
ſprechend dem „neuen Kurs“ in ſeiner Leitung (Umbeſetzung
des Präſidiums) im allgemeinen eine maßvolle Haltung
bei der Behandlung wirtſchaftspolitiſcher Fragen. Dagegen
ſcheinen die Bauernvereine, unter Führung des Exminiſters
Hermes, nicht mehr zu einer ähnlich vernünftigen Beſchrän
kung ihrer Forderungen bereit zu ſein. So hat kürzlich der
Reichtagssabgeordnete Horlacher, der der Gruppe Dr. Heim
zugehört, unter Hinweis auf die Entwicklung der Getreide
preiſe eine Ausdehnung des land wirtſchaftlichen Notprv
gramms geſordert: Kreditſtundungen, Zinsermäßigungen,
Jntervention am Getreidemarkt uſw. Dieſen Forderungen
ſchließt ſich jetzt, wie unſer Augsburger Korreſpondent mel
det, der „Chriſtliche Bauernverein für Schwaben und Neu
burg“ an, der völlig zu Unrecht von einer „kata
ſtrophalen Preisentwicklung für Getreide ſpricht. Jn einer
Entſchliezung, die den jetzigen Getreidepreis, gemeſſen an
den hohen Geſtehungskoſten, als „Hungerlohn“ bezeichnet, iſt
davon die Rede, daß der Preisrückgang auf die „unhaltbare
Bevorzugung des Auslandsgetreides“ zurückzuführen ſei.
Die maßgebenden Stellen verſagten bei der Preisbildung
volſtändig. Der Verein fordert eine ſofortige Stützungs
aktion auf den Getreidemärkten, ferner Steuerſenkung und
Kredit und Steuerſtundungen. Widerſpruch wird gegen das
Vorgehen vieler Finanzämter erhoben, die durch Pfän
dungen und angekündigte Verſteigerungen den zahlungsun
fähigen Landwirt zu noch ſchlechteren Preiſen drängen.
Leider wird auch von dieſer Organtſation ebenſowenig wie
von Dr. Horlacher der Verſuch gemacht, die Forderungen
in Form von konkreten und detaillierten Geſetzentwürfen
niederzulegen. Ein ſolcher Verſuch würde freilich ſehr ſchnell
erkennen laſſen, daß es ſich hier um ganz utopiſche Pläne
handelt, die ihre Entſtehung wohl nur agitatoriſchen Be
dürfniſſen verdanken.

Bezirk Halle
Halle. Jn Nr. 34 d. Bl. konnten wir mitteilen, daß

der geſchäftsführende Vorſtand unſerer Partei in Halle
ſofort nach Bekanntwerden der Nachricht, bei Errichtung
einer Pädagogiſchen Akademie in der Provinz Sachſen
beſtehe die Gefahr Halle zu übergehen, ſich mit den zuſtän
digen Regierungs und Landtagsſtellen in Verbindugig ge
ſetzt habe, um die Akademie nach Halle zu bringen. Un
ſerem ſchnellen Vorgehen ſind die anderen Parteien und
andere intereſſierte Gruppen gefolgt. Schließlich hat ſich
auch der Schulausſchuß des Magiſtrats mit der für die Stadt
Halle ſo wichtigen Angelegenheit beſchäftigt. Dabei legte
der Referent im Schulausſchuß, unſer Parteifreund Herr
Konrektor Plönnigs, noch einmal die Gründe dar, die
für die Errichtung der Akademie in Halle ſprechen. Ein
mütig ſtimmte man der eingebrachten Entſchließung in
folgender Form zu:

Die StadtverordnetenVerſammlung ſtellt mit Genug-
tuung ſeſt, daß der Magiſtrat bei den zuſtändigen Stellom
für die Errichtung einer Pädagogiſchen Akademie in der
alten Schul und Univerſitätsſtadt Halle mit aller Energie
eingetreten iſt. Die vom Magiſtrat in ſeiner Denkſchreft
zur Standortfrage einer preußiſchen Pädagogiſchen Aka
demie in der Provinz Sachſen dargelegten Tatſachen und
Gründe ſind von ſo überragender Bedeutung, daß die Stadt
verordneten- Verſammlung mit großer Enttäuſchung von
dem Vorhaben, die erſte Akademie der Provinz Sachſen
in Erfurt einzurichten Kenntnis genommen hat.

Die Verſammlung erſucht den Magiſtrat, auch we e
ſich tatkräftig dafür einzuſetzen, daß Halle bei der Wahl
des erſten Akademieortes in der Provinz nicht übergangen

wird.Dieſe Entſchließung wird der nächſten Stadtverded

netenſitzung vorgelegt a lHalle. (Bezirksverband.) Wir machen hiermit noch

mals auf die vom 21 bis 23. September in Dresd
ſtattfindende

Reichsfrauentagung der DDP.

aufmerkſam. Als Referentinnen werden genannt Frau
Stadtrat Luiſe Küſſelbach-München, Frau Stadtoverordhet ha
Gertrud GeyſenheynerRonneburg, Frau Stadtſekretär El
GraefBerlin, Frau Stadtverordnete PaulaOllendorf Bres u
ſau, Frau Oberſchu rätin Emmy BeckmannHamburg, FraRegierungerat a. D. Dr. Elſe Ulich- Beil M. d. Dresden mee
Außerkem ſprechen Reichsminiſter a. D. Dr. Külz, M. d
Reichstagsabgeordneter Tauen Oldenburg und Reichstags
abgeordne er Lemmer Berlin

Ausführliche Programme ſind, ſoweit der Vorrat reicht
auch durch die Parteigeſchäſtsſtelle in Halle, Gr. Brauhaus
ſtraße 30, erhältlich.

Halle. Friedrich Naumann-Bund. Auf den
Verſammlung am 2. September gab uns Herr ſtud. jur Gegen je
Wenzlau einen ausführlichen Bericht von der Blanken man mit
burger Tagung Darauf wurde ein genaues Winterprogramn ſt in
gufgeſtellt, der Vorſtand durch Wahl eines neuen Kaſſen harcs ang
warts und einer Beiſitzerin ergänzt und beſchloſſen di hrt hahet
Entſchließung zu den Ausführungen des Miniſters Koe Zweifel
am 4. September im Parteivorſtand nach Berlin weiter en voran

zugeben Igt werdehen zuzuf

Weißenfels. Der Kreisparteitag der D. findet Sonn ſeihe v
tag, den 28. September, vormittags 930 Uhr, im Stadt hieht es
theater ſtatt. Tagesordnung 1. Mitteilungen. 2. Vorſtande es noe
wahl, 3. Vortrag über die Bedeutung der kommenden Wah n, ſond
len (Herr Renker). 4. Vertretertagung in Halle. 5. An ung, di
träge. 6. Verſchiedenes. Zahlreiche Beteiligung drinckn einen

erwünſcht. gleich jewirEisleben. Die Stadt Eisleben veabſichtigt, dem m
Präſiden en der Deutſchen Republik, Friedrich Ebert ehune
als äußeres Zeichen des Gedenkens und in Anerbennun ehe
ſeines Wirkens an der Spitze des Reiches ein e e

Ehrenmal küch zurzu exrichten. Die Vorbereitung liegt in den Händen eine ſigt iſt.
Ehrenausſchuſſes und eines Arbeit ausſchuſſes. Für de theorett
Stadtkreis hat der Herr Regierungspräſident in der Zeilen gewe
vom 1 bis 30. September eine Hausſammlung genehmigt Mitte W
Weitere Spenden werden durch die Stadtſparkaſſe Eis lebe fthrt d
auf Konto Nr. 708, durch die Verbandsſparkaſſe der Man würden

ſelder Kreiſe und Städte auf Konto Nr. 2246, durch de
Kaſſierer des Denkmalsausſchuſſes, Herrn Fritze, Klinge e wolle
ſteinſtraße 2 und durch Herrn Feſſel, Zellergaſſe 31, ent
gegengenommen.

Die Einweihung des Ehrenmals iſt auf den 14. S
tober 1928 ſeſtgeſetzt.

Evangeliſche Männer und Frauen!
Die Kirchenwahlen ſtehen vor der Tür. Jm Novembe

werden die Mitglieder der Gemeindekirchenräte und Ge
meinde Vertretungen gewählt. Dieſe Wahl entſcheidet übe
die Zuſammenſetzung der Synoden und damit über di
Entwicklung der Kirche Denn die Mitglieder der Gemeinde
Körperſchaften ſind die Wahlmänner für die Synode
Wahlberechtigt iſt nur, wer rechtzeitig in die kirchlich
Wählerliſte eingetragen iſt. Die Wählerliſten werden ſp.
teſtens am 21. September geſchloſſen. Die Eintragun

erfolgt nur auf Anmeldung. S in gWer will, daß unſere evangeliſche Kirche die Stitt 2

freier Frömmigkeit ſet, ſt uwer will, daß unſere evangeliſche Kirche aufgebaut r
werde auf den Grundſätzen Luthers von der Freiheit de
Chriſtmenſchen,

wer will, daß unſere evang. Kirche im, nicht außer n
halb des Staates ſtehe, h unwer nicht will, daß unſere evangeliſche Kirche durc e
ſtarre Dogmen gebunden, den Zuſammenhang mit der e t
wirklichen Leben immer mehr verliert, e

wer nicht will, daß unſere evang. Kirche zu einer d
ſchwächeren Abbild der katholiſchen Kirche wird,

wer nicht will, daß unſere evang. Kirche die Filial

der Küſterei der für Sie zuſtändigen Kirche erhältlich un du
nach Ausfülkung dort abzugeben oder durch die Poſt dort c

hin zu ſenden leVerantwortlich Johannes Dornblüth, Halle. e
Druck Buchdruckerei Weniger Co., G. m. 6. H., Deſſau ne

Poſtſtraße ſreg
en

e
ſolche Apparate Haut man m
dem Deutſchen Rundfunk

Der Deutſche Rundfunk im
roten Umſchlag l] die Funkzeſt
ſchrift für alle Hörer, bringt aber
nicht nur Schaltungen und Bau
anweiſungen, ſondern auch inter
eſſante Aufſätze, Sende Kritik v
Roman, Schach Rätſel und
Humorece und die ausführlichen S
Programme aller europsiſchen
Sender lauch die wichtigſten Se
amerikanſſchen Stationen). Be d
ſtellen Sſe bei Jhrem Poſtamt, Briefträger oder Buchhanoler. Heft 50 Pf.

Mon atsbezug M 2. Probebeft gern koſtenlos vom Perlag Berlin Na
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